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1. Kapitel 

Einführung 

Einung„Zwei Prinzipien liegen im Kampf um die Welt: 
die Macht und das Recht“ 

 Thomas Mann, Der Zauberberg, IV 9 

Einführung 

Einführung 

Kurt Siehr bezeichnet die extraterritoriale Rechtsanwendung als „magische[n] 
Begriff“, der durch das Internationale Wirtschaftsrecht „geistert“1, wobei 
häufig unklar bleibe, was damit gemeint sei, zumal der Begriff nicht selten 
als Vorwurf formuliert werde. So wird Extraterritorialität oftmals in Verbin-
dung gebracht mit juristischen Regelungsansprüchen in Gestalt von Behaup-
tungen, die als übertrieben oder exorbitant angesehen werden.2 Extraterrito- 
rialität bildet nach wie vor eine nicht nur völkerrechtliche3, sondern auch das 
Internationale Privatrecht und die aktuelle Diskussion um die Transnationali-
sierung von Recht durchziehende „Grauzone“4. 

Aus der globalen Perspektive bedeutet extraterritoriale Rechtspraxis ver-
einfacht ausgedrückt, dass ursprünglich nationale Rechtsbildungsprozesse öf- 
fentlich-rechtlicher oder privatrechtlicher Natur von einzelnen Staaten oder 
Gerichten unter Beachtung oder Missachtung des konsensbasierten Völkerge- 
wohnheitsrechts nach einer noch im Entstehen begriffenen Methode einseitig 
auf grenzüberschreitende oder sich im Ausland ereignende Sachverhalte an-
gewendet und durchgesetzt werden.5 Ein Beispiel bildet der amerikanische 

                                           
1 Kurt Siehr, Internationales Privatrecht. Deutsches und europäisches Kollisionsrecht 

für Studium und Praxis, Heidelberg 2001, § 42, S. 336. Zur Abgrenzung der unterschiedli-
chen Begriffe extraterritorial und exterritorial das 2. Kapitel II.  

2 Christopher Kuner, Extraterritoriality and International Data Transfers in EU Data 
Protection Law, Legal Studies Research Paper Series, University of Cambridge, Faculty of 
Law (Hrsg.), No. 49/2015, S. 6. 

3 Jörg Menzel, Internationales Öffentliches Recht. Verfassungs- und Verwaltungsgrenz-
recht in Zeiten offener Staatlichkeit, Tübingen 2011, S. 159.  

4 Werner Meng, Wirtschaftssanktionen und staatliche Jurisdiktion – Grauzonen im Völ-
kerrecht, in: Zeitschrift für ausländisches öffentliches Recht und Völkerrecht (ZaöRV), 
Vol. 57, 1997, S. 269–327 (298).  

5 Zu den Bezugspunkten der Extraterritorialität im öffentlichen Recht und im Privat-
recht das 2. Kapitel IV., zum Völkergewohnheitsrecht insbesondere das 3. Kapitel II. 3. b) 
 



2 1. Kapitel: Einführung 

Foreign Corrupt Practices Act.6 Danach ist untersagt, dass eigene Staatsan-
gehörige bei Geschäftstätigkeiten im Ausland die dortigen Amtsträger beste-
chen, um Betriebserlaubnisse oder sonstige Vorteile zu erlangen.7 Sie müssen 
dann mit einem entsprechenden Gerichtsverfahren in den USA rechnen.  

Im Ausland werden die Bestimmungen des Foreign Corrupt Practices Act 
als Einmischung in die eigenen Angelegenheiten, insbesondere als Verlet-
zung der eigenen staatlichen Souveränität, empfunden. So steht die einseitige 
extraterritoriale Regulierung im Spannungsfeld zu traditionellen Vorstellun-
gen von territorialer Souveränität.8 Seit dem Westfälischen Frieden erkennen 
die souveränen Staaten sich wechselseitig das Recht zu, die eigenen inneren 
Angelegenheiten selbst zu bestimmen.9 Schon Immanuel Kant (1724–1804) 
konzipierte im Anschluss an Jean-Jacques Rousseau (1712–1778) seine Lehre 
von der Souveränität als Souveränität eines Territorial- oder Nationalstaa-
tes10, wonach sich „[k]ein Staat [...] in die Verfassung und Regierung eines 
andern Staats gewalttätig einmischen“ solle.11 Zur staatlichen Souveränität 

                                           
aa), zur Methodik das 3. Kapitel II. 3. b) sowie das 4. Kapitel II. und 6. Kapitel; zur Durch-
setzungsproblematik das 5. Kapitel IV. 

6 Anti-Bribery and Books & Records Provisions of The Foreign Corrupt Practices Act 
Current through Pub. L. 105-366 (November 10, 1998) United States Code Title 15, Com-
merce and Trade Chapter 2B. 

7 Zum extraterritorialen Geltungsbereich des Foreign Corrupt Practices Act Andreas 
Wattenberg, We will kick in – Der Einfluss von US-Unternehmenssanktionen bei grenz-
überschreitenden Wirtschaftsstraftaten, in: Winfried Huck, Thomas Kurth (Hrsg.), Compli-
ance aus dem Blickwinkel des internationalen und europäischen Wirtschaftsrechts. Die Ex- 
traterritorialität angelsächsischer Embargo- und Strafvorschriften, Hamburg 2013, S. 1–19 
(4–6). Zur Entwicklung des ausländischen Anti-Korruptionsrechts im historischen Kontext 
Branislav Hock, Extraterritoriality and International Bribery, A Collective Action Perspec-
tive, New York 2020, S. 40–42. 

8 Es handelt sich um eine andere Strategie als die völkerrechtliche Verwaltung interna-
tionaler Beziehungen, zumal sie eher einseitig als multilateral ist, und nicht auf Einwilli-
gung basiert, Austen L. Parrish, The interplay between extraterritoriality, sovereignty, and 
the foundations of international law, S. 1–16 (10), abrufbar unter: https://papers.ssrn.com 
/sol3/papers.cfm?abstract_id=2940361 (7.11.2020).  

9 Dieter Schmidtchen, Territorialität des Rechts. Internationales Privatrecht und die pri-
vatautonome Regelung internationaler Sachverhalte. Grundlagen eines interdisziplinären 
Forschungsprogramms, in: Rabels Zeitschrift für ausländisches und internationales Privat-
recht (RabelsZ)/The Rabel Journal of Comparative and International Private Law, Band 59, 
1995, S. 56–112 (69). Zum Westfälischen Frieden das 1. Kapitel I. und 2. Kapitel I. 1.  

10 Stephan Meder, Doppelte Körper im Recht. Traditionen des Pluralismus zwischen 
staatlicher Einheit und transnationaler Vielheit, Tübingen 2015, S. 135. 

11 Immanuel Kant, Zum ewigen Frieden. Ein philosophischer Entwurf (Königsberg 
1795), Wilhelm Weischedel (Hrsg.), Immanuel Kant, Schriften zur Anthropologie, Ge-
schichtsphilosophie, Politik und Pädagogik, Werke in sechs Bänden, Band VI, 6., unverän-
derte Auflage, Wiesbaden 2005, S. 199. Zu der von Immanuel Kant begründeten Lehre von 
 



 Einführung 3 

zählen die Kernfunktionen des Staates, wie die Implementierung und Durch-
setzung seines politischen, ökonomischen, sozialen und kulturellen Systems 
ebenso die Macht, über Personen auf dem eigenen Territorium die Hoheits-
gewalt auszuüben.12 In Bezug auf andere Staaten bedeutet sie die Unabhän-
gigkeit von Einmischungen in die eigenen Angelegenheiten.13 Souveränität 
wird als rechtlich eingekleidete Idee gegen globale Macht bezeichnet.14 Auf-
grund der völkerrechtlichen Territorialitätsregel verfolgt eine von der extra-
territorialen Rechtsanwendung betroffene Nation, auf deren Territorium die 
Bestechung begangen wurde, zumeist einen territorialen Anspruch auf Aus-
übung der eigenen Gerichtsbarkeit sowie der eigenen Souveränität zur Ver-
teidigung eigener Rechte, politischer Interessen und je nach Sachverhalt auch 
der privaten Rechte ihrer Staatsangehörigen, sodass die materiellen Rechte in 
Konflikt geraten.15  

Die von Kritikern erhobenen Bedenken gegen die unilaterale extraterrito- 
riale Regulierung zielen beispielsweise darauf, dass diese Praxis undemokra-
tisch ist.16 Sie unterlaufe zudem einen sinnvollen Multilateralismus, indem 
der Bewältigung von globalen Herausforderungen, zu denen die Bekämpfung 
von Korruption zählt, einseitig begegnet wird mit sukzessiven unilateralen 
Ansätzen wie dem amerikanischen Foreign Corrupt Practices Act. Multilate-
ralismus kann verstanden werden als positive Einstellung zu regelgeleiteter 
und nicht-diskriminierender Kooperation zwischen drei oder mehr Staaten 

                                           
der bestimmenden und der reflektierenden Urteilskraft sowie der sich daraus ergebenden 
Verbindung zur extraterritorialen Praxis das 4. Kapitel I. 3. 

12 Zur geschichtlichen Entwicklung der Souveränität Joachim Bertele, Souveränität und 
Verfahrensrecht. Eine Untersuchung der aus dem Völkerrecht ableitbaren Grenzen staatli-
cher extraterritorialer Jurisdiktion im Verfahrensrecht, Tübingen 1998, S. 6–21 und an-
schaulich Jörg Menzel, Internationales Öffentliches Recht. Verfassungs- und Verwaltungs-
grenzrecht in Zeiten offener Staatlichkeit, Tübingen 2011, S. 124–132 sowie Utz Schliesky, 
Souveränität und Legitimität von Herrschaftsgewalt. Die Weiterentwicklung von Begriffen 
der Staatslehre und des Staatsrechts im europäischen Mehrebenensystem, Tübingen 2004, 
S. 57–148. 

13 Katharina Meyer, Katharina Reiling, Extraterritoriale Inspektionen der EU. Zu Funk-
tion, Erscheinungsformen und völkerrechtlicher Problematik eines Instruments des interna-
tionalen Verwaltungsrechts, in: Archiv des Völkerrechts, Band 55, 2017, S. 414–443 (430). 
Zur Einmischung Philip Kunig, Die Intervention – Rechtsbegriff oder politisches Schlag-
wort, in: S+F: Vierteljahresschrift für Sicherheit und Frieden, Vol. 4, 1986, S. 72–78 (72–
78). 

14 Jaakko Husa, Law and Globalisation, Cheltenham 2018, S. 96.  
15 Douglas E. Rosenthal, William M. Knighton, National Laws and International Com-

merce, The Problem of Extraterritoriality, Nachdruck 1982, New York 2018, S. VII f.  
16 Austen L. Parrish, Fading Extraterritoriality and Isolationism? Developments in the 

United States. The 2016 Earl A. Snyder Lecture, in: Indiana Journal of Global Legal Stu-
dies, Vol. 24, Issue 1, 2017, S. 207–225 (220). 
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und beim Unilateralismus steht das Selbsthilfeprinzip im Vordergrund.17 Es 
werden nationale Interessen entweder eigenmächtig verfolgt oder gemeinsam 
mit anderen Staaten, die gleichgelagerte Interessen haben.  

Ein weiteres aktuelles Beispiel aus der Finanzregulierung bildet die 
Volcker-Regel.18 Sie ist benannt nach dem ehemaligen US-Notenbankchef 
Paul Volcker und soll infolge der Finanzmarktkrise und der Insolvenz der In- 
vestment Bank Lehman Brothers die amerikanischen Commercial Banks dazu 
zwingen, ihren Eigenhandel weitestgehend einzustellen und damit die Ver-
braucher besser zu schützen. Aus der extraterritorialen Anwendung dieser Re- 
gel ergeben sich praktische Komplexitäten und Ineffizienzen.19 Die Interven-
tion in die Geschäfte ausländischer Banken bewirkt Konflikte mit den Regu-
lierungssystemen und politischen Zielen anderer Staaten sowie eine regulato-
rische Fragmentierung unter anderem des konsensorientierten Völkerrechts. 
Extraterritorialität ist gewöhnlich ein Problem mit geringer Sichtbarkeit.20 Es 
zeige sich in episodischen Krisen, die auf ad hoc-Basis mit zumeist hohen 
Kosten, aber ohne nachhaltigen Nutzen bewältigt werden.21  

Die aus der dargestellten Problematik entstehenden vielfältigen Konfliktsi-
tuationen bilden den Kern dieser Studie. Eine Abhandlung über die extraterri-
toriale Rechtsanwendung als unbestimmter Rechtsbegriff muss den histori-
schen, gesellschaftlichen und globalen Kontext in Betracht ziehen. Es soll da- 
her zunächst mit einem kurzen Überblick über die Entwicklung der Extrater- 
ritorialität eine Einbettung in die historischen Grundlagen des Begriffs erfol-

                                           
17 Matthias Dembinski, Unilateralismus versus Multilateralismus. Die USA und das 

spannungsreiche Verhältnis zwischen Demokratie und Internationaler Organisation, Hessi-
sche Stiftung Friedens- und Konfliktforschung-Report 4/2002, Frankfurt am Main 2002, 
S. 1.  

18 § 619 Dodd-Frank Wall Street Reform and Consumer Protection Act. 
19 Elisabetta Cervone, The Final Volcker Rule and Its Impact Across the Atlantic: The 

Shaping of Extraterritoriality in a World of Dynamic Structural Banking Reforms, in: 
Giovanna Adinolfi, Freya Baetens, José Caiado, Angela Lupone, Anna G. Micara (Hrsg.), 
International Economic Law, Contemporary Issues, Cham, 2017, S. 233–251 (249). Zur 
Volcker-Rule auch Paul Davies, Financial Stability and the Global Influence of EU Law, 
in: Marise Cremona, Joanne Scott (Hrsg.), EU Law Beyond EU Borders. The Extraterrito-
rial Reach of EU Law, Oxford 2019, S. 146–173 (148). 

20 Douglas E. Rosenthal, William M. Knighton, National Laws and International Com-
merce, The Problem of Extraterritoriality, Nachdruck 1982, New York 2018, S. VIII. Dies 
wird mit entsprechenden Beispielen im 3. Kapitel I. veranschaulicht. 

21 Die Einhaltung ausländischer Datenschutzgesetze ist mit finanziellen Kosten verbun-
den. Die Bußgelder des EU-Datenschutzvorschlags in Höhe von 2 % sind möglicherweise 
schon enorm, werden aber durch das Bußgeldpotenzial von bis zu 10 % des Jahresumsatzes 
der betreffenden Partei von dem extraterritorial anwendbaren Datenschutzgesetz von Tri- 
nidad und Tobago, in den Schatten gestellt, Dan Jerker B. Svantesson, Extraterritoriality in 
Data Privacy Law, Copenhagen 2013, S. 123 und 125.  
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gen. Der knapp gehaltene Überblick soll ein besseres Verständnis für den ei- 
gentlichen Forschungsgegenstand ermöglichen. 

I. Historisch-politische Grundlagen vor dem  
Westfälischen Frieden  

I. Historisch-politische Grundlagen vor dem Westfälischen Frieden 

Die extraterritoriale Anwendung von nationalem Recht ist keineswegs neu. 
Zu bezweifeln ist daher die Aussage von Mark Gibney „In the past century, 
U.S. law has started to be applied outside the territorial boundaries of the 
United States“.22 Dies gilt auch für Jean-Gabriel Castel, der meint, dass sich 
„the international law of extraterritoriality“ vor nunmehr über 50 Jahren ent-
wickelt hat.23 Das Verhängen von Handelsbeschränkungen zur extraterritoria-
len Durchsetzung politischer Ziele hat in den USA große Tradition, zumal be- 
reits im 18. Jahrhundert Handelsrestriktionen verhängt wurden von den ame-
rikanischen Kolonien in Form von Ein- und Ausfuhrsperren von Waren, die 
von und nach Großbritannien transportiert werden sollten.24 Im Zuge aktuel-
ler globaler Wirtschaftsentwicklungen setzte Mitte des 20. Jahrhunderts ein 
Paradigmenwechsel ein, dem eine schleichende Abkehr von der auf den 
Westfälischen Frieden von 1648 zurückgehenden gefestigten Vorstellung 
vom souveränen Staat hin zu einer zunehmenden extraterritorialen Ausdeh-
nung vornehmlich US-amerikanischer Rechtsvorschriften zugrunde liegt.25  

Extraterritorialität ist fast so alt wie das Recht selbst.26 Obwohl in der An-
tike die Konzepte von Territorialität und Souveränität unbekannt waren, wer-
den die frühesten Anzeichen für Extraterritorialität in dieser Zeit ausfindig 

                                           
22 Mark Gibney, Response. Toward a Theory of Extraterritoriality, in: Minnesota Law 

Review Headnotes, Vol. 95, No. 2, 2011, S. 81–91 (91). Dass Extraterritorialität seit der 
Mitte des 20. Jahrhunderts weltweit zunehmend praktiziert wird, lässt sich mitunter auf die 
Lotus-Entscheidung des Ständigen Internationalen Gerichtshofes aus dem Jahr 1927 zu-
rückführen, zu den Einzelheiten der Entscheidung das 2. Kapitel I. 2.; zur zunehmenden 
Tendenz und Vielfalt Robert Dover, Justin Frosini, Die extraterritorialen Wirkungen von 
Gesetzgebung und Politik in der EU und in den USA, in: Generaldirektion für externe 
Politikbereiche der Union (Hrsg.), Studie, Brüssel 2012, S. 18–32. 

23 Jean-Gabriel Castel, Extraterritoriality in International Trade. Canada and United 
States of America Practices Compared, Toronto 1988, S. 26. 

24 David B. Adler, Die Anwendung und Durchsetzung US-amerikanischer Handelsbe-
schränkungen innerhalb der Europäischen Union – Wie schutzlos ist die EU?, Berlin 2016, 
S. 11. 

25 Zur Extraterritorialität nach dem Westfälischen Frieden das 2. Kapitel I. 
26 Paul Arnell, Law Across Borders. The Extraterritorial Application of United King-

dom Law, New York 2012, S. 3. 
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gemacht.27 In der frühen Phase der menschlichen Entwicklung war es die Re- 
ligion oder die Nationalität des Volkes und nicht das Territorium, das die 
Grundlage für eine Rechtsgemeinschaft bildete.28 Aus diesem Grund seien 
Ausländer in der Antike entweder ihren eigenen Gesetzen und Bräuchen oder 
einer besonderen Gerichtsbarkeit unterstellt, sodass sich unter diesen Bezie-
hungen und Bedingungen erste Spuren der Extraterritorialität finden. So 
wandte der praetor peregrinus im zweiten Jahrhundert vor Christus die Be- 
stimmungen des ius gentium an.29 Es bestand aus einer Sammlung von Re-
geln, Prinzipien und Bräuchen der verschiedenen italienischen Stämme, die 
als allgemein verbindlich akzeptiert waren.30 Eine wesentliche Nachwirkung 
des der Zeit europäischer Völkerwanderungen entsprungenen Stammesrechts 
bestand darin, dass die Stämme die eigentlichen Träger der Hoheitsgewalt 
waren und das einzelne Stammesmitglied ausschließlich an das eigene Stam-
mesrecht gebunden war, sodass einheimisches Recht nur auf eigene Bürger 
anwendbar sein sollte.31 Für viele moderne Probleme des Völkerrechts, die an 
die Voraussetzung des strengen Territorialitätsprinzips gebunden sind, zum 
Beispiel für bestimmte Anwendungsfälle des Interventionsbegriffs fehlte bis 
ins späte Mittelalter jeder Anhaltspunkt.32 So habe sich niemand daran ge-
stört, dass der König von England Richard Löwenherz (1157–1199) auf sei-
nem Kreuzzug in der Nähe von Messina seine Hoheitsgewalt auf siziliani-
schem Boden übte, indem er Diebe und Räuber hängen ließ und dabei nach 
englischem Recht verfuhr.  

Schon der römische Jurist Paulus hat festgestellt, dass man einem Richter, 
der außerhalb seines Gerichtsbezirks urteilt, nicht gehorchen muss.33 Der 
Postglossator Bartolus de Saxoferrato (1314–1357) aus Perugia stellte die 
Frage, ob nationales Recht auf Nichtuntertanen anwendbar sei und sich in sei- 

                                           
27 Shalom Kassan, Extraterritorial Jurisdiction in the Ancient World, in: American Jour-

nal of International Law, Vol. 29, 1935, S. 237–247 (240). Der Begriff Territorium bezieht 
sich nicht nur auf das Land selbst, denn es handelt sich um ein Rechtskonzept, das eine 
Beziehung zwischen dem Land einer Partei und anderen Parteien beschreibt, Uta Kohl, 
Territoriality and Globalization, in: Stephen Allen, Daniel Costelloe, Malgosia Fitzmau-
rice, Paul Gragl, Edward Guntrip (Hrsg.), The Oxford Handbook of Jurisdiction in Interna-
tional Law, Oxford 2019, S. 300–329 (303). 

28 Shalom Kassan, Extraterritorial Jurisdiction in the Ancient World, in: American Jour-
nal of International Law, Vol. 29, 1935, S. 237–247 (240). 

29 Ders., a.a.O., S. 246.  
30 Zum ius gentium Stephan Meder, Rechtsgeschichte, 6. Auflage, Köln u.a. 2017, 

S. 66–68. 
31 Hans-Jörg Ziegenhain, Extraterritoriale Rechtsanwendung und die Bedeutung des 

Genuine-Link-Erfordernisses. Eine Darstellung der deutschen und amerikanischen Staaten-
praxis, München 1991, S. 28. 

32 Wilhelm G. Grewe, Epochen der Völkerrechtsgeschichte, Baden-Baden 1988, S. 88. 
33 „Extra territorium ius dicenti impune non paretur“, D. 2 I. 20.  
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ner Wirkung außerhalb des Gebietes des Gesetzgebers erstrecken könne.34 In 
beiderlei Hinsicht wurde die Frage von Bartolus anhand eines eingehend dif- 
ferenzierenden Statutensystems positiv beantwortet und von seinem Schüler 
Baldus de Ubaldis (1327–1400) dahingehend fortgeführt, dass Auslandstaten 
von Ausländern unter der Voraussetzung, dass der Erfolg im Inland eintritt 
nach inländischem Recht zu beurteilen seien.35 Zwei berühmte Fragen des 
Bartolus de Saxoferrato haben über lange Zeit hinweg das Kollisionsrecht 
beschäftigt: Erstreckt sich erstens ein Statut auch auf Fremde (utrum statutum 
porrigatur ad non subdites), also auf non subditi, und kann zweitens ein Sta-
tut Wirkungen auch außerhalb des Staatsgebietes extra territorium entfalten 
(utrum effectus statuti porrigatur extra territorium statuentium)?36 Die erste 
Frage schloss an die Glosse des Accursius an, wonach ein Bürger der Stadt 
Bologna, der in Modena verklagt wurde, nicht dem Recht von Modena unter-
liege.37 Auf die von Accursius unbeantwortet gelassene Frage, welches Recht 
stattdessen gelten sollte, habe Bartolus differenzierte Antworten gefunden. So 
sei die Form eines Vertrages zum Beispiel nach dem Recht des Abschlussor-
tes (lex loci contractus) und der Inhalt nach dem Recht des Erfüllungsortes zu 
beurteilen (lex loci solutionis). Die bejahende Antwort auf die zweite Frage 
folge aus der Antwort auf die erste Frage. Die Trennung der beiden Fragen 
ergebe aus heutiger Sicht keinen Sinn: Wenn Fremde in bestimmter Bezie-
hung nicht den Statuten des Gerichtsortes unterliegen, müsse wie Bartolus be- 
reits erkannt hatte ein fremdes Statut am Gerichtsort Wirkung entfalten.  

Schon in der Geschichte des Internationalen Privatrechts wurde die Zu-
ständigkeit des Rechts davon abhängig gemacht, ob sich eine Vorschrift mehr 
auf eine Person oder auf eine Sache beziehe, ob sie Personalstatut oder Real-
statut sei.38 Die Postglossatoren entwickelten allseitige Kollisionsnormen für 

                                           
34 „Nunc venimus ad glossam ..., cujus accasione videnda sunt duo, et primo, utrum sta-

tutum porrigatur extra territorium ad non subditos? Secundo utrum effectus statuti porriga-
tur extra territorium statuentium?“, Bartolus, in: Bartoli in primam Codicis partem Com-
mentaria, Ausgabe Augustae Taurinorum aoud Nicolaum Bevilaquam 1574, zit. nach 
Friedrich Meili, Die theoretischen Abhandlungen von Bartolus und Baldus, Leipzig 1894, 
S. 260. 

35 Bartolus, in: Bartoli in primam Codicis partem Commentaria, Ausgabe Augustae 
Taurinorum aoud Nicolaum Bevilaquam 1574, zit. nach Friedrich Meili, Die theoretischen 
Abhandlungen von Bartolus und Baldus, Leipzig 1894, S. 260.  

36 Martin Gebauer, Der Fremde im Internationalen Privatrecht des neunzehnten Jahr-
hunderts, in: Martin Gebauer, Heinz-Peter Mansel, Götz Schulze (Hrsg.), Die Person im 
Internationalen Privatrecht, Liber Amicorum Erik Jayme, Tübingen 2019, S. 89–117 (90). 

37 Abbo Junker, Internationales Privatrecht, 3. Auflage, München 2019, S. 39. 
38 Karl Neumeyer, Die gemeinrechtliche Entwickelung des internationalen Privat- und 

Strafrechts bis Bartolus. Erstes Stück: Die Geltung der Stammesrechte in Italien, Berlin 
1969, S. 19. 
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Personal- wie für Realstatuten, die als gleichwertig angesehen wurden.39 
Realstatuten waren nur territorial anwendbar auf Sachen, die sich auf dem 
Territorium des rechtsetzenden Staates befanden, zuständig war der Territo- 
rialstaat und Personalstatuten waren stets an den Adressaten gebunden, so-
dass grundsätzlich das Heimatrecht angewendet wurde, zuständig war der 
Heimatstaat. Ob eine Rechtsnorm als personal oder real zu qualifizieren war, 
habe sich nicht nach objektiven Kriterien bestimmt, sondern sei in Anlehnung 
an den Willen des erlassenden Staates erfolgt, sodass hierauf eine extraterri-
toriale Jurisdiktion gestützt werden konnte, sofern nur Gesetze als Personal-
statuten formuliert wurden. Die Staaten mussten jedoch fremdes Recht im 
Rahmen der Zuständigkeitsordnung anwenden, ohne, dass diese Pflicht 
rechtsdogmatisch begründet worden sei, aus dieser Lehre der Postglossatoren 
habe sich eine reichhaltige, immer unübersichtlicher werdende Kasuistik 
entwickelt.40 

Das ius gentium ist kein Völkerrecht, sondern römisches Recht, das unab-
hängig vom Bürgerrecht der Beteiligten für alle Menschen gelten soll und 
demzufolge auf Fremde, Fremde und Römer sowie teilweise auch bei Strei-
tigkeiten unter Römern zur Regelung von privatrechtlichen Beziehungen 
angewendet wurde.41 Das römische Recht hat vielfache Veränderungen erfah-
ren, so wurde es als das gemeine im Sinne eines allgemein geltenden Rechts 
ius commune bezeichnet.42 Das Verhältnis des aus römisch-kanonischem 
Recht hervorgegangenen ius commune zum einheimischen Stadt- und Land-
recht bestimmte die Statutentheorie, wonach im Wesentlichen der Vorrang 
des besonderen gegenüber dem allgemeinen Recht galt, so dass das ius com-
mune im Verhältnis zu den örtlichen statuta zurücktreten musste.43 Das ius 
gentium bildet den Ursprung des transnationalen Völkergemeinrechts und ist 
ein Vorläufer autonomer Rechtssysteme jenseits des Nationalstaats, die der- 

                                           
39 Hierzu Werner Meng, Extraterritoriale Jurisdiktion im öffentlichen Wirtschaftsrecht, 

Berlin Heidelberg New York 1994, S. 147 f. 
40 Bertrand d‘ Argentré (1519–1590) suchte seiner ländlich-feudalen Herkunft entspre-

chend, den Anwendungsbereich der örtlichen Gewohnheiten auszudehnen, um den lokalen 
Adel zu stärken: Während Charles Dumoulin (1500–1566) das Personalstatut z.B. das Do- 
mizilrecht der Ehegatten vorzog, ordnete d‘ Argentré familien- und erbrechtliche Gewohn-
heitsregeln unter die Realstatuten ein (»les coutumes sont réelles«). Er stehe für die Aus-
dehnung der Realstatuten und damit für die Territorialität des Rechts, Abbo Junker, Inter-
nationales Privatrecht, 3. Auflage, München 2019, S. 41 f. 

41 Stephan Meder, Rechtsgeschichte, 6. Auflage, Köln u.a. 2017, S. 66 f.  
42 Zum Gedankengang Stephan Meder, Rechtsgeschichte, 6. Auflage, Köln u.a. 2017, 

S. 22.  
43 Zum amerikanischen Verständnis vom Verhältnis zwischen dem Völkerrecht und 

dem Landesrecht das 3. Kapitel II. 1. b) bb). 
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zeit unter Begriffen wie lex mercatoria diskutiert werden.44 Sofern die Be- 
stimmungen des ius gentium als unzureichend oder unwirksam befunden wur- 
den, kam das ius originis, das ursprüngliche persönliche Recht des Auslän- 
ders zur Anwendung.45 Das ursprünglich für die Nichtbürger (peregrini) gel-
tende Personalitätsprinzip bedeutet, dass jedermann, wo immer er sich auf-
hält, rechtlich nach seiner Nationalität beurteilt wird mit der Folge, dass in 
derselben Stadt verschiedene Gemeinschaften jeweils nach ihrem eigenen 
Recht lebten, beispielsweise Langobarden nach lombardischem und Römer 
nach römischem Recht.46 So wurden Streitigkeiten zwischen Langobarden 
nach lombardischem Recht entschieden und auf Streitigkeiten zwischen Rö-
mern wurde das römische Recht angewandt.47 Rechtsstreitigkeiten zwischen 
einem Langobarden und einem Römer wurden nach dem ius gentium ent-
schieden. Friedrich Carl von Savigny (1779–1861) fasst diese Gegebenheit 
zusammen, indem er sagt, dass es oft vorkam, dass fünf Männer, die gemein-
sam beim Gehen oder Zusammensitzen angetroffen wurden, jeweils einem 
anderen Recht unterlagen.48 In der heutigen Extraterritorialität zählt das Per-
sonalitätsprinzip zum Völkergewohnheitsrecht und bildet bei der Anwendung 
von nationalem Recht auf Auslandssachverhalte einen zulässigen Anknüp- 
fungspunkt, um das Verhalten von eigenen Staatsangehörigen im Ausland zu 
regulieren, wenn diese beispielsweise ausländische Amtsträger bestechen.49  

In seinen Einzelheiten lässt sich das Konzept der Extraterritorialität nur 
vor dem Hintergrund globaler Rechtsentwicklungen erarbeiten, die es schon 
in der Antike gab. Mit der Rezeption des römischen Rechts begann eine erste 
Globalisierung in Italien und mit der Kodifikationsbewegung kam das globale 
Auftreten des Vernunftrechts hinzu.50 Die Ausübung von Hoheitsgewalt über 
fremde Territorien ist dem Völkerrecht in verschiedenen Ausformungen seit 
Langem bekannt. Eine international verbindliche Auffassung von dem viel-
seitigen und komplexen Begriff Völkerrecht konnte sich bislang nicht durch-
setzen.51 Einigkeit bestehe aber darüber, dass Völkerrecht in der Rechtspraxis 

                                           
44 Stephan Meder, Rechtsgeschichte, 6. Auflage, Köln u.a. 2017, S. 67. Hierzu auch das 

5. Kapitel.  
45 Shalom Kassan, Extraterritorial Jurisdiction in the Ancient World, in: American Jour-

nal of International Law, Vol. 29, 1935, S. 237–247 (246). 
46 Stephan Meder, Rechtsgeschichte, 6. Auflage, Köln u.a. 2017, S. 67. 
47 Shalom Kassan, Extraterritorial Jurisdiction in the Ancient World, in: American Jour-

nal of International Law, Vol. 29, 1935, S. 237–247 (246).  
48 Friedrich Carl von Savigny, Geschichte des Römischen Rechts im Mittelalter, Erster 

Band, Zweite Ausgabe, Heidelberg 1834, S. 116. Hierzu auch das 2. Kapitel I. 1.  
49 Zum Personalitätsprinzip in der aktuell dritten Globalisierungsetappe das 3. Kapitel 

II. 3. b) aa). 
50 Stephan Meder, Rechtsgeschichte, 6. Auflage, Köln u.a. 2017, S. 480.  
51 Inga Meyer, Der Alien Tort Claims Act. Zwischen Völkerrecht und amerikanischer 

Außenpolitik, Tübingen 2018, S. 271, 269. 
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nicht primär das Recht der Völker behandele, sondern das Recht der Staaten 
als territoriale Einheiten in Bezug zueinander.52 Der Begriff ‚internationales 
Recht‘ wird in dieser Studie mit dem Begriff ‚Völkerrecht‘, der sich aus einer 
wörtlichen Übersetzung des lateinischen ius gentium ableitet und deswegen 
etwas irreführend sein kann, gleichbedeutend verwendet.  

Das Territorium war schon vor der westfälischen Zeitenwende von 1648, 
die auf eine Abkehr von kolonialen Abhängigkeiten zugunsten einer an terri-
torialen Grenzen orientierten Gleichordnung der Staaten gerichtet war, für 
einen Herrschaftsverband von fundamentaler Bedeutung.53 Ob der lateinische 
Begriff ‚territorium‘ von ‚terra‘, Land, stamme, oder von ‚terrendi iure‘, dem 
Recht, Furcht einzuflößen, lasse sich etymologisch nicht mit Sicherheit fest-
stellen, doch beinhalte die moderne Verwendung des Begriffs eine Kombina-
tion von beidem, Land und Herrschaft. So wurde das in der Kolonialmacht 
geltende Recht extraterritorial angewendet auf den Gebieten der ehemaligen 
Kolonien in allen gerichtlichen Angelegenheiten, die nicht nur Diplomaten, 
sondern auch eigene Staatsangehörige betrafen.54 Eine eingehende historische 
Analyse der in Bezug auf die frühen Phasen der ersten und zweiten Globali-
sierungsetappe deutlich gewordenen Verbindungslinien zwischen extraterrito-
rialer Praxis und den Globalisierungsprozessen muss einer gesonderten Stu-
die vorbehalten bleiben.55 Die Ausführungen konzentrieren sich nunmehr auf 
die aktuell dritte Globalisierungsphase.56  

                                           
52 Das internationale Recht, wörtlich abgeleitet aus dem Recht inter nationes bzw. 

public international law entspricht im Deutschen dem Begriff Völkerrecht, Matthias Her-
degen, Völkerrecht, 18. Auflage, München 2019, § 1, Rn. 4, S. 2 f.  

53 Kirsten Schmalenbach, Völker- und unionsrechtliche Anstöße zur Entterritorialisie-
rung des Rechts, in: Vereinigung der Deutschen Staatsrechtslehrer (Hrsg.), Grenzüber-
schreitungen. Berichte und Diskussionen auf der Tagung der Vereinigung der Deutschen 
Staatsrechtslehrer in Linz vom 5.–8. Oktober 2016, Berlin/Boston 2017, S. 245–272 (248). 
Zum Westfälischen Frieden das 2. Kapitel I. 1. 

54 Tonya L. Putnam, Courts Without Borders. Law, Politics, and U.S. Extraterritoriality, 
Cambridge 2016, S. 16. In Bezug auf die Piraterie beginnt Viscount Sankey in „In Re 
Piracy Jure Gentium“ seine Darstellung des Verbrechens mit dem 1536 erlassenen Gesetz 
Heinrichs VIII. unter dem Titel „An Act for the punishment of pirates and robbers of the 
sea“, nachdem er die früheren Unzulänglichkeiten des Gesetzes in Bezug auf Piraten fest-
gestellt hat, Paul Arnell, Law Across Borders. The Extraterritorial Application of United 
Kingdom Law, New York 2012, S. 3 f. 

55 Hierzu vertiefend Turan Kayaoglu, Legal Imperialism, Sovereignty and Extraterrito-
riality in Japan, the Ottoman Empire, and China, Cambridge 2013, und Pär Kristoffer 
Cassel, Grounds of Judgment, Extraterritoriality and Imperial Power in Nineteenth-
Century China and Japan, Oxford 2012, sowie Li Chen, Chinese Law in Imperial Eyes, 
Sovereignty, Justice and Transcultural Politics, New York 2016, sowie Umut Özsu, The 
Ottoman Empire, the Origins of Extraterritoriality, and International Legal Theory, in: 
Anne Orford, Florian Hoffmann, Martin Clark (Hrsg.), The Oxford Handbook of the The-
ory of International Law, Oxford 2016, S. 123–137 (123–137). Siehe auch die Fallsamm- 
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